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Allgemeinverfügung der Kreisfreien Stadt Chemnitz
für den 8. Februar 2025  
zur Aufrechterhaltung  

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung  
im Zusammenhang mit dem Fußballspiel  

des Chemnitzer FC im Stadion an der Gellertstraße
Gemäß §§ 1 Abs. 1 Nr. 3, 5 Abs. 1 und 
31a Abs. 1 i. V. m. Abs. 2, Abs. 5 des 
Sächsischen Polizeibehördengeset-
zes in der Fassung vom 11. Mai 2019 
(SächsGVBl. S. 358, 389), das durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2024 
(SächsGVBl. S. 724) geändert worden 
ist, ergeht folgende

Allgemeinverfügung

der Stadt Chemnitz für den 8. Febru-
ar 2025 zur Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung im 
Zusammenhang mit dem Fußballspiel 
des Chemnitzer FC im Stadion an der 
Gellertstraße, Gellertstraße 25, 09130 
Chemnitz. 
1. Zur Durchsetzung der in § 31a Abs. 1 
Sächsisches Polizeibehördengesetz 
(SächsPBG) genannten Verbote, erge-
hen folgende Anordnungen:

a. Das Verbot, gemäß § 31a Absatz 1 
Nummer 1, zweite Alternative Sächs-
PBG umfasst folgende Gegenstände:

	� Metallstangen, Latten
	� Ketten (ausgenommen Schmuck)
	� Baseballschläger
	� Steine
	� Messer, die nicht unter das WaffG 

fallen
	� Schneide- und Stichwerkzeuge (z.B. 

Scheren)
	� mit Quarzsand gefüllte Handschuhe 

b. Das Verbot gemäß § 31a Absatz 1 
Nummer 2 SächsPBG umfasst folgende 
Gegenstände:

	� Helme
	� Schutzwesten
	� Protektoren und Panzerungen
	� durchstichhemmende Handschuhe/

Protektorenhandschuhe
	� Boxermundschutz/Gebissschutz

c. Das Verbot gemäß § 31a Absatz 1 
Nummer 3 SächsPBG umfasst folgende 
Gegenstände:

	� Sturmhauben
	� Einwegoveralls

	� missbräuchlich verwendete Mund-
Nasen-Schutz-Masken (ausgenom-
men medizinische Masken)

2. Der Anordnungsbereich umfasst:

	� Forststraße von der Zietenstraße bis 
Schwarzer Weg

	� Verbindungsweg (Schwarzer Weg) von 
der Forststraße bis Heinrich-Schütz-
Straße

	� Heinrich-Schütz-Straße vom Schwar-
zen Weg bis zur Zietenstraße

	� Zietenstraße von Heinrich-Schütz-
Straße bis Forststraße.

Der genannte Bereich ist in der als An-
lage beigefügten Karte gekennzeich-
net. Die Karte ist Bestandteil dieser 
Allgemeinverfügung. Die genannten 
Straßenzüge und Plätze selbst gehören 
zum Geltungsbereich dieser Allgemein-
verfügung.

3. Die Anordnungen gelten in den ge-
nannten Bereichen am 8. Februar 2025 
in der Zeit von 12.30 Uhr bis 20 Uhr.

4. Die sofortige Vollziehung der Ziffern 1 
bis 3 dieser Verfügung wird gemäß § 80 

Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) angeordnet.

5. Die Anordnungen unter den Ziffern 1 
bis 3 treten am 8.Februar 2025 in Kraft. 
Sie treten mit Ablauf des 8. Februar 
2025 außer Kraft.

Chemnitz, den 6. Februar 2025

I. Sachverhalt

Am 8. Februar 2025 findet um 16 Uhr 
die Regionalligabegegnung anläss-
lich des 21. Spieltages zwischen dem 
Chemnitzer FC und dem FC Carl Zeiss 
Jena im Stadion an der Gellertstraße in 
Chemnitz statt. 
Die Begegnung ist durch die Polizei und 
die Stadt Chemnitz als Sicherheits-/
Risikospiel der Kategorie 1 eingestuft 
worden.
Die Anhängerschaften beider Mann-
schaften verfügen nachweislich über ein 
hohes Gewaltpotenzial und pflegen ein 
traditionell feindschaftliches Verhältnis.
Die polizeiliche Gefahrenprognose 
stützt sich auf folgende wesentliche 
Gesichtspunkte: Der Chemnitzer FC 
wie auch der FC Carl Zeiss Jena weisen 

eine entsprechende Tradition auf und 
verfügen über große Fanszenen. 
Grundsätzlich handelt es sich bei der 
Spielbegegnung um ein Ostderby, was 
in der Regel ein erhöhtes Maß an Emo-
tionalisierung der beiden Fanlager her-
vorruft. 
Diese Rivalität hat seit Jahrzehnten 
Bestand und erlangt durch die kont-
räre politische Ausrichtung der Ultra-
szenen des Chemnitzer FC und des 
FC Carl Zeiss Jena besondere Brisanz. 
Die Gewaltbereitschaft sowie Aggressi-
vität der Risikogruppen sind besonders 
bei solchen Ostderbys hoch. Es geht um 
Prestige und welcher Verein im »Osten« 
dominierend ist.
Die letzten beiden Begegnungen der 
Vereine Chemnitzer FC und FC Carl 
Zeiss Jena in Chemnitz fanden am 
27. November 2022 sowie 29. Juli 2023 
statt. Beide Begegnungen waren von 
Störungen der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung begleitet. 
Aufgrund der guten Anbindungen nach 
Chemnitz sowie aus den Erfahrungen 
der letzten beiden Begegnungen 2022 
und 2023, kann mit einer großen Anzahl 
bahnanreisender Gästefans gerechnet 
werden. Auch mit einer konspirativen 
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Anreise, um ggf. einen nicht angemel-
deten Fanmarsch zu inszenieren, muss 
gerechnet werden. 
Im Zuge der Bahnanreise waren bei 
einer der letzten Begegnungen am 
Hauptbahnhof Chemnitz Störungen 
zu verzeichnen. So bewarfen die am 
Hauptbahnhof Chemnitz ankommen-
den Jenaer Fans aus dem Zug heraus 
die Einsatzkräfte der Polizei mit Glas-
flaschen. Bei den darauffolgenden po-
lizeilichen Maßnahmen wurden alleine 
aus der kontrollierten Personengruppe 
heraus 19 Gewalttäter Sport festgestellt. 
Bei denen sich an die Zugankunft an-
schließenden Fanmärschen kam es bei 
beiden vergangenen Begegnungen zum 
unberechtigten Abbrennen von Pyro-
technik und zum Einsatz von unmittel-
barem Zwang durch Einsatzkräfte. 
Darüber hinaus waren am 27. Novem-
ber 2022 innerhalb des Gästeblockes 
körperliche Auseinandersetzungen 
während des Spieles sowie offenes Ab-
brennen von Choreografiematerial zu 
konstatieren. Damals konnte nur durch 
ein schnelles Eingreifen der Brandwa-
che das Abbrennen der Sitzschalen im 
Block verhindert werden.  
Risikofans der Chemnitzer Szene haben 
in der Vergangenheit öfter versucht, 
über die Planitzwiese an den Bereich 
der Gästeanreise zu gelangen, um dort 
eine direkte Konfrontation mit den Gäs-
tefans zu erreichen. 
Es wird folglich erwartet, dass es zu 
einem Einsatzverlauf mit erheblichen 
Störungen wie in den Jahren 2022 bzw. 
2023 in Chemnitz kommen kann. 
Die Polizeidirektion Chemnitz rechnet 
deshalb für die kommende Spielzeit 
insbesondere mit folgendem Verhalten:

	� polizeiliche Maßnahmen zur Einhal-
tung der Rechtsordnung werden zum 
Großteil ignoriert und abgelehnt,

	� es wird eine kritische Masse an Per-
sonen entstehen, die als Anknüp-
fungspunkt für gewaltbereites Klientel 
dient, 

	� das behördliche Tätigwerden im Sta-
dionumfeld zur Abwehr von Rechts-
verstößen wird zu einer erheblichen 
Frustration und Aggressivität inner-
halb der anwesenden Personen füh-
ren. Reaktionen in Form von Gewalt 
gegen Sachen oder Personen sind 
mögliche Folgen.

Die beschriebenen Gefahrenmomen-
te stützen sich vor allem darauf, dass 
es bei Risikospielen mit dem FC Carl 
Zeiss Jena als Gastmannschaft gerade 
im Kontext von Ostderbys und im Zu-
sammenspiel mit den gegensätzlichen 
politischen Ausrichtungen der Ultrasze-
nen zu Straftaten im Stadion sowie im 
unmittelbaren Stadionumfeld kommen 
kann und hierbei durch gewaltbereite 
Personen die aufgeführten Gegenstän-
de genutzt werden, um gewalttätige 
Aktionen oder andere Störungen um-
zusetzen. Zurückliegend wurden im öf-
fentlichen Straßenraum, insbesondere 
auch im erweiterten Umfeld des Stadi-
ons, regelmäßig das Mitführen und der 
Gebrauch der angeführten Gegenstän-
de festgestellt.
Die Attraktivität des Ostderbys sowie die 
Platzierung beider Mannschaften wird 

dazu beitragen, dass sich eine Vielzahl 
an Fans und Zuschauern ins Stadion 
begeben. Zum Spieltag am 8. Febru-
ar 2025 rechnet die Polizei mit dem 
Aufkommen von insgesamt 5.500 bis 
6.500 Zuschauern. Darunter wird auch 
eine hohe Anzahl an Gästefans (700 bis 
1.000 Jenaer Fans) erwartet. 
Im Allgemeinen ist davon auszugehen, 
dass auch gewöhnliche Fans aufgrund 
der Attraktivität des Gegners zum Sta-
dion kommen und dabei zuvor übliche 
Treffpunkte anlaufen, um dort das Ge-
fühl der Gemeinschaft zu erfahren. Zu-
dem sind gezielte Mobilisierungen der 
Szene zum Stadionumfeld denkbar, so-
dass sich von solchen Mobilisierungen 
auch der nicht in einer der Fanszenen 
organisierte Fan angesprochen fühlen 
kann. Es wird daher erwartet, dass sich 
auch die szenetypischen Anlaufpunkte 
um das Stadion auf diesen Umstand ein-
stellen werden. 
Allgemein muss außerdem auf beiden 
Seiten mit einem starken Alkoholkon-
sum insbesondere während der Anrei-
sephase gerechnet werden. Dies führt 
erfahrungsgemäß zu Verhaltensauffäl-
ligkeiten mit entsprechenden Ausfall-
erscheinungen und alkoholbedingten 
Verhaltensweisen.
Dieser Gefahrenprognose schließt sich 
die Stadt Chemnitz als Kreispolizeibe-
hörde vollumfänglich an.
Aus oben genannten Gründen sind da-
her mit hoher Wahrscheinlichkeit Stö-
rungen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung und damit einhergehende Be-
einträchtigungen der Rechtsordnung 
in Form von massiven Körperverlet-
zungsdelikten sowie Eigentumsdelik-
ten jedweder Art, insbesondere unter 
Anwendung von Gewalt, und sonstige 
vielfältige Verstöße gegen die Normen 
des Strafgesetzbuches, des Versamm-
lungsgesetzes, des Ordnungswidrigkei-
tengesetzes, des Waffengesetzes und 
sonstiger Gesetze zu erwarten.
Unter Berücksichtigung der vorgenann-
ten Aspekte bestehen keine Zweifel da-
ran, dass am betreffenden Spieltag mit 
erheblichen Personen- und/oder Sach-
schäden gerechnet werden muss. Es ist 
daher notwendig zu verhindern, dass die 
oben beschriebene Lage am 8. Februar 
2025 eintritt. Um diese Gefährdungs-
reduzierung nachhaltig zu gewährleis-
ten, ist die Anordnung der vom Verbot 
erfassten Gegenstände gemäß § 31a 
Abs. 2 SächsPBG erforderlich. 

II. Begründung

1. Zuständigkeit
Die Kreisfreie Stadt Chemnitz ist ge-
mäß §§ 1, Abs. 1 Nr. 3 und 31a Abs. 5 
des SächsPBG als Kreispolizeibehörde 
für die Abwehr von Gefahren sachlich 
zuständig. Die örtliche Zuständigkeit 
ergibt sich aus § 5 SächsPBG. Die An-
ordnungen unter Ziffer 1 bis 3 dieser All-
gemeinverfügung dient dem Schutz der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 
sodass der sicherheitsrechtliche Aufga-
benbereich der Stadt Chemnitz als un-
terste Sicherheitsbehörde eröffnet ist.

2. Zu Ziffer 1 bis 3:
2.1 Rechtsgrundlage
Die Rechtsgrundlage für die Anordnung 

aus Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung 
ist § 31a Abs. 2 SächsPBG. Danach 
können Polizeibehörden zur Durchset-
zung der in § 31a Absatz 1 SächsPBG 
genannten Verbote Anordnungen tref-
fen, in denen die vom Verbot erfassten 
Gegenstände bezeichnet sind.

2.2 Konkrete Gefahr
Nach § 3 SächsPBG i.V.m. § 4 Nr. 3a 
SächsPVDG ist eine Gefahr eine Sachla-
ge, bei der im Einzelfall die hinreichende 
Wahrscheinlichkeit besteht, dass in ab-
sehbarer Zeit ein Schaden für die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung eintreten 
wird. Bei ungehindertem Ablauf des Ge-
schehens ist sicher damit zu rechnen, 
dass die Besucher des Areals um das 
Stadion an der Gellertstraße, insbe-
sondere in dem in Ziffer 3 genannten 
Zeitraum, die angeführten Gegenstän-
de in einer fußballbedingt aufgeheizten 
Stimmung in der Anonymität der Masse 
zum Nachteil von Dritten und Einsatzbe-
amten verwenden. Es ist im Hinblick auf 
das Fußballspiel am 8. Februar 2025 zu 
befürchten, dass es auch zur Verwen-
dung der genannten Gegenstände im 
Zuge von Übergriffen auf Einsatzkräfte 
oder unbeteiligte Dritte kommen kann. 
Die Begehung von Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten und damit die Verlet-
zungen der Rechtsordnung durch diese 
Personengruppen ist für diesen Spieltag 
zu erwarten, sodass eine konkrete Ge-
fahr gegeben ist.
Im Übrigen gilt dieses Fußballspiel nach 
Einschätzung nach verbandsinternen 
Regelungen als Spiel mit erhöhtem Si-
cherheitsrisiko, bei dem aufgrund all-
gemeiner Erfahrung die hinreichende 
Wahrscheinlichkeit besteht, dass bei 
der Veranstaltung eine Gefahrenlage 
eintreten wird.
Die Stimmung im festgelegten Bereich 
ist den Einschätzungen der Einsatz-
kräfte zufolge im Vergleich zu anderen 
Örtlichkeiten im Stadtgebiet, bezogen 
auf das konkret anstehende Spieler-
eignis, als aggressiv und gewaltbereit 
einzuschätzen, da sich energisch den 
polizeilichen Maßnahmen widersetzt 
bzw. die Einsatzbeamten sogar aktiv 
angegriffen werden könnten, sodass 
die Situation in vielen Fällen nur mithil-
fe von unmittelbarem Zwang entschärft 
werden könnte. Es ist somit hinreichend 
wahrscheinlich, dass die unter Ziffer 1 a 
aufgeführten Gegenstände als Wurfge-
schoss oder Tatwaffe gegenüber (unbe-
teiligten) Dritten oder Einsatzbeamten 
verwendet werden. Aufgrund der zuvor 
geschilderten Gefahrenprognose, dass 
es im Stadion und im Umfeld des Stadi-
ons aufgrund des Risikospieles zu Men-
schenansammlungen kommt, sodass 
sich die anwesenden Polizeieinsatz-
kräfte und sonstige Personen verletzen 
könnten, sind die Voraussetzungen zum 
Erlass der Anordnung der vom Verbot 
erfassten Gegenstände gemäß § 31a 
Abs. 2 SächsPBG gegeben.
Die unter Ziffer 1 b aufgeführten Ge-
genstände sind geeignet und den 
Umständen nach dazu bestimmt, Voll-
streckungsmaßnahmen des Polizeivoll-
zugsdienstes abzuwehren.
Im Weiteren sind die unter Ziffer 1 c an-
geführten Gegenstände dazu geeignet in 
einer Aufmachung aufzutreten, die nach 

den Umständen darauf gerichtet ist, die 
Feststellung der Identität zu verhindern. 
Bei vergangenen Spielen kam es dazu, 
dass sich Fans vor dem Gebrauch von 
pyrotechnischen Erzeugnissen durch 
die Nutzung der genannten Gegenstän-
de vermummten und sich so der Fest-
stellung des Polizeivollzugsdienstes und 
einer folgenden Strafbarkeit entzogen.

2.3 Ermessen
2.3.1 Entschließungsermessen
Da die tatbestandsmäßigen Vorausset-
zungen des § 31a Abs. 1 und 2 Sächs-
PBG erfüllt sind, liegt der Erlass der 
polizeibehördlichen Anordnung unter 
Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung im 
pflichtgemäßen Ermessen der Stadt 
Chemnitz.
Die Erkenntnisse der Sicherheitsbe-
hörden zeigen, dass zu bestimmten 
Spielereignissen ein gewisser Ausnah-
mezustand herrschte. Angesichts der 
örtlichen Verhältnisse und der dort dicht 
gedrängten Menschenmassen stellt der 
Gebrauch der angeführten Gegenstän-
de eine konkrete Gefahr für die öffentli-
che Sicherheit dar und führt bei Nicht-
einschreiten der Sicherheitsbehörden 
zu einer Verletzung des hochrangigen 
Rechtsgutes der Gesundheit und des 
Lebens der anwesenden oder auch un-
beteiligter Personen und Einsatzkräfte. 
Außerdem besteht die konkrete Gefähr-
dung für das Eigentum bzw. den Besitz 
Einzelner, z. B. durch die Wegnahme der 
Fanutensilien, wie z. B. Vereinsschals, 
Fahnen usw. Weitere Beeinträchtigun-
gen müssen daher unbedingt verhindert 
werden.
Die Stadt Chemnitz hält ein sicher-
heitsrechtliches Einschreiten daher 
für sachgerecht und geboten, um die 
geschilderten Gefahren für alle betrof-
fenen Personen und deren Eigentum 
bzw. Besitz abzuwehren. Der Erlass der 
Anordnung unter Ziffer 1 dieser Allge-
meinverfügung entspricht daher pflicht-
gemäßem Ermessen.

2.3.2 Verhältnismäßigkeit und Ermes-
sensabwägung
Die Anordnung ist geeignet, erforderlich 
und angemessen, um eine effektive Ge-
fahrenabwehr zu gewährleisten. Ein mil-
deres, aber gleich geeignetes Mittel, die 
konkreten Gefahren für Leib und Leben 
von Mensch und Tier sowie von Eigen-
tum bzw. Besitz abzuwehren, ist nicht 
ersichtlich. Wirkungsvoll und Erfolg 
versprechend erscheint allein die An-
ordnung der verbotenen Gegenstände. 
Die Anordnung ist daher notwendig und 
geeignet, die vom Gesetz aufgestellten 
Anforderungen zu erfüllen.
Die Gebotenheit der Anordnung unter 
Ziffer 1 ergibt sich aus folgenden Über-
legungen:

a. Zweck der Anordnung
Die Anordnung dient dem legitimen 
Zweck, Gefahren für Leib und Leben der 
anwesenden Personen, Polizeibeamten 
und unbeteiligter Dritter im Bereich Sta-
dion an der Gellertstraße abzuwehren. 
Wie zuvor bereits erwähnt, besteht die 
konkrete Gefahr, dass gegebenenfalls 
Polizeibeamte aktiv angegriffen oder die 
Besucher und unbeteiligte Dritte durch 
die unter Ziffer 1 a angeführten Gegen-
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stände erheblich verletzt werden (§ 31a 
Abs. 1 Nr. 1 SächsPBG), wodurch deren 
Recht auf körperliche Unversehrtheit 
(Art. 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz(GG)) 
aktuell gefährdet ist. Darüber hinaus 
dienen die unter Ziffer 1 b angeführten 
Gegenstände dazu, Vollstreckungsmaß-
nahmen des Polizeivollzugsdienstes ab-
zuwehren (§ 31a Abs. 1 Nr. 2 SächsPBG) 
bzw. die unter Ziffer 1 c genannten Ge-
genstände, um in einer Aufmachung 
aufzutreten, die geeignet und den Um-
ständen nach darauf gerichtet ist, die 
Feststellung der Identität zu verhindern.

b. Geeignetheit der Anordnung
Die Anordnung ist dazu geeignet, diesen 
Zweck zu erreichen. Geeignet ist eine 
Maßnahme, wenn sie den verfolgten 
Zweck erreicht oder wenigstens fördert. 
Durch die Anordnung wird der gesetz-
geberischen Regelung des § 31a Abs. 2 
SächsPBG nachgekommen und die vom 
Verbot des § 31a Abs. 1 SächsPBG er-
fassten Gegenstände bezeichnet.

c. Erforderlichkeit der Anordnung
Die Anordnung nach Ziffer 1 ist zur Er-
reichung dieses Zweckes auch erforder-
lich. Erforderlich ist eine Maßnahme, 
wenn es kein milderes Mittel gibt, das 
den gleichen Erfolg herbeiführen wür-
de und die Betroffenen dabei weniger 
belastet. 
Zur Durchsetzung des Waffenverbots 
gemäß § 31a Abs. 1 Nr. 1 zweite Alter-
native des Schutzausrüstungsverbots 
gemäß § 31a Abs. 1 Nr. 2 wie auch des 
Vermummungsverbots gemäß § 31a 
Abs. 1 Nr. 3 ist die Anordnung zu erlas-
sen, da kein milderes gleich effektives 
Mittel erkennbar ist. Aktive Angriffe auf 
den Polizeivollzugsdienst und Dritte 
können nur in dieser Weise unterbun-
den werden.
Auch eine massive Polizeipräsenz und 
die Durchsetzung von polizeilichen 
Maßnahmen stellt kein gleich effek-
tives und zweckdienliches Mittel dar. 
Aufgrund der Weitläufigkeit des Berei-
ches und der erfahrungsgemäß dicht 
gedrängten Menschenmassen kann 
die Polizei den festgelegten Bereich nur 
teilweise unter Kontrolle bringen. Kom-
munikative Maßnahmen zeigen bei der 
betreffenden Klientel kaum Wirkung. 
Mit zunehmender Alkoholisierung stei-
gern sich die Sicherheitsstörungen und 
die bereits geringe Kooperationsbereit-
schaft der anwesenden Personen sinkt.
Es ist somit auch damit zu rechnen, 
dass es wiederholt zu Übergriffen auf 
die Einsatzkräfte kommt und sich diese 
dadurch verletzen werden. Vor diesen 
Hintergründen sind eine gesteigerte Po-
lizeipräsenz und die Durchsetzung poli-
zeilicher Maßnahmen nicht als milderes 
Mittel in Betracht zu ziehen. Aufgrund 
der bevorstehenden Gefahren ist die 
Anordnung erforderlich und stellt das 
einzig gleich effektive Mittel dar, um 
die Chemnitzer Bürger, Einsatzkräfte 
und unbeteiligte Dritte vor (erheblichen) 
Verletzungen zu schützen. 
Die festgelegte räumliche und zeitliche 
Eingrenzung ist erforderlich, da eine en-
gere Begrenzung nicht gleichermaßen 
geeignet wäre. Eine noch engere räum-
liche Begrenzung würde den Zweck der 
Maßnahme nicht gleich gut erfüllen. 

Die Örtlichkeiten in dem definierten 
Umfang sind nach den Feststellungen 
der Sicherheitsbehörden das Mindest-
maß eines räumlichen Eingriffs, um die 
Gefahren für Leib und Leben von Men-
schen und Tieren sowie von Eigentum 
bzw. Besitz zu verhüten.
Es ist sachgerecht, für die Anordnung 
auf den räumlichen Geltungsbereich der 
Polizeiverordnung der Stadt Chemnitz 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung im Zusammen-
hang mit Fußballspielen im Stadion an 
der Gellertstraße (PolVO Stadion an der 
Gellertstraße) zurückzugreifen, der das 
Stadionumfeld umschließt.
Dasselbe gilt für die zeitliche Beschrän-
kung, die sich lediglich auf einen Zeit-
raum von 12.30 Uhr bis 20 Uhr bezieht, 
der einen engen zeitlichen Rahmen 
rund um den Spielbeginn umfasst. Er-
fahrungsgemäß ist besonders in dieser 
Zeit mit der Ansammlung von Personen 
im unmittelbaren Umfeld des Stadions 
zu rechnen. Gerade infolge des Spiel-
beginns um 16 Uhr ist ab spätestens 
13 Uhr aufgrund der allgemeinen Le-
benserfahrung wie auch der frühen 
Zuganreise der Fanszene aus Jena da-
mit zu rechnen, dass sich eine Vielzahl 
von Personen am Stadion ansammeln.

d. Angemessenheit der Anordnung
Das angeordnete Verbot unter Ziffer 1 
ist darüber hinaus angemessen und so-
mit verhältnismäßig im engeren Sinn. 
Dies ist dann gegeben, wenn die Nach-
teile, die mit der Maßnahme verbunden 
sind, nicht außer Verhältnis zum ange-
strebten Zweck der Maßnahme stehen.
Die unter Beachtung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit vorzunehmen-
de Abwägung ergibt, dass der verfolgte 
Zweck mit einer anderen Maßnahme 
mit geringerem Eingriff nicht in gleicher 
Weise erreicht werden kann. Das Verbot 
stellt zwar grundsätzlich eine Einschrän-
kung der allgemeinen Handlungsfreiheit 
dar, die Beeinträchtigung ist jedoch ge-
ringfügig, weil die Möglichkeit verbleibt, 
die angeführten Gegenstände im Haus-
halt zu belassen und das Fußballspiel 
ohne diese Gegenstände im Stadion 
zu besuchen. Sowohl der räumliche als 
auch der zeitliche Umfang wurden so 
gering wie möglich gehalten. Die Verbo-
te gelten lediglich im unmittelbaren Um-
feld des Stadions an der Gellertstraße, 
wo laut Mitteilung der Polizei erhebli-
che Menschenansammlungen erwartet 
werden bzw. es sich erfahrungsgemäß 
bei diesen Bereichen um die publi-
kumsintensivsten Bereiche handelt. 
Diese räumliche Begrenzung ist so eng 
wie möglich gehalten und kann schnell 
verlassen werden, sodass nur eine kurz-
zeitige Beeinträchtigung des Einzelnen 
entsteht. Auch die zeitliche Eingrenzung 
von 12.30 Uhr bis 20 Uhr entspricht dem 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. Ferner 
ist das Vorgehen der Stadt Chemnitz 
auch deswegen verhältnismäßig im en-
geren Sinn, da durch die Anordnung ge-
genüber einem Betretungsverbot bzw. 
Zuschauerausschluss das weniger be-
einträchtigende Mittel für alle Betroffe-
nen gewählt worden ist. Im Verhältnis zu 
den hier betroffenen Individualrechts-
gütern, insbesondere der grundrecht-
lich geschützten Berufs- und allgemei-

nen Handlungsfreiheit, überwiegen die 
besonders schützenswerten Interessen 
der Allgemeinheit an der körperlichen 
Unversehrtheit gemäß Art. 2 Abs. 2 
Satz 1 GG. Ein verfassungswidriger Ein-
griff in die Grundrechte der Betroffenen 
ist nicht ersichtlich: Eine Verletzung der 
durch Art. 2 Abs. 1 GG grundrechtlich 
gewährleisteten allgemeinen Hand-
lungsfreiheit ist nicht gegeben. Zwar 
ist der Schutzbereich des Art. 2 Abs. 1 
GG eröffnet, der jede selbstbestimmte 
menschliche Handlung schützt. Darun-
ter ist auch das Mitführen und Benutzen 
der angeführten Gegenstände zu verste-
hen. Die allgemeine Handlungsfreiheit 
findet jedoch ihre Schranken in den 
Rechten Dritter, der verfassungsmäßi-
gen Ordnung sowie dem Sittengesetz. 
Der Verzicht auf das Mitführen und Be-
nutzen der angeführten Gegenstände 
stellt zwar eine Einschränkung dar, die 
jedoch durch den Gesetzgeber in § 31a 
SächsPBG gerechtfertigt worden ist. Es 
besteht die konkrete Gefahr, dass es im 
Bereich des Stadion an der Gellertstra-
ße zu einer erheblichen Gefahr für Leib 
und Leben sowie Eigentum und Besitz 
von Personen kommt. Die Maßnahme 
entspricht bei Abwägung des Wohls 
der Allgemeinheit mit dem vergleichs-
weise geringen Eingriff in die allgemei-
ne Handlungsfreiheit der Betroffenen 
pflichtgemäßem Ermessen und ist ins-
besondere verhältnismäßig im engeren 
Sinne. Die Maßnahme ist das geeignete 
und am wenigsten beeinträchtigende 
Mittel, um Gefahren für Leib und Leben 
sowie Eigentum und Besitz der Bürger 
zu verhindern und die körperliche Un-
versehrtheit der Allgemeinheit gemäß 
Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG zu gewährleisten.

3. zu Ziffer 4: Anordnung der sofortigen 
Vollziehung
Widerspruch und Anfechtungsklage 
gegen die Regelungsanordnungen der 
Ziffern 1 bis 3 unter Ziffer 4 dieser All-
gemeinverfügung haben keine aufschie-
bende Wirkung, da die sofortige Vollzie-
hung angeordnet wurde.
Die Anordnung der sofortigen Vollzie-
hung stützt sich auf § 80 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 4 und Abs. 3 der VwGO. Die Anord-
nung der sofortigen Vollziehung liegt im 
öffentlichen Interesse. Das besondere 
öffentliche Interesse an der sofortigen 
Vollziehung der Ziffer 1 ergibt sich aus 
der dringenden Notwendigkeit, Gefah-
ren für Leib und Leben insbesondere 
von den sich auf öffentlichen Straßen, 
Wegen und Plätzen aufhaltenden Per-
sonen, Einsatz- und Sicherheitskräften 
abzuwenden. Die Allgemeinheit hat ein 
berechtigtes Interesse an der Schaffung 
von Voraussetzungen, um Gefahren für 
Leben und Gesundheit von Menschen 
und Tieren sowie für Fahrzeuge abzu-
wehren und vor Gefahren effektiv ge-
schützt zu werden. Hier ist besonders 
das Recht auf körperliche Unversehrt-
heit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) und das 
Eigentums- bzw. Besitzrecht (Art. 14 
GG) zu schützen. Bei der Abwägung der 
Interessen von den gefährdeten sich im 
Geltungsbereich dieser Allgemeinverfü-
gung aufhaltenden Einsatzkräfte, Per-
sonen, Tiere und Fahrzeuge, der damit 
einhergehenden Notwendigkeit der 
Gefahrenabwehr für die Allgemeinheit 

und der Interessen der Betroffenen an 
einem Abwarten bis zur abschließenden 
Klärung der Rechtmäßigkeit der Ziffer 1 
dieser Allgemeinverfügung (vgl. Art. 19 
Abs. 4 Satz 1 GG) müssen nach Auffas-
sung der Stadt Chemnitz die Interessen 
der Betroffenen zurückstehen.
Ein Abwarten bis zur Unanfechtbarkeit 
der Entscheidung hätte zur Folge, dass 
im Bereich des Stadion an der Gellert-
straße weiterhin die angeführten Gegen-
stände mitgeführt und benutzt werden, 
was aufgrund der obigen Schilderung 
bzgl. der Gefahren für Leib und Leben 
von Mensch und Tier sowie für Eigentum 
und Besitz nicht hingenommen werden 
kann. Die damit verbundenen Gefahren 
für die Gesundheit und das Leben von 
Menschen und das damit gefährdete 
Schutzgut der körperlichen Unver-
sehrtheit erfordern jedoch das sofortige 
sicherheitsrechtliche Einschreiten. Das 
private Interesse an der Nutzung der 
angeführten Gegenstände im öffentli-
chen Bereich muss für den zeitlich und 
örtlich begrenzten Geltungsbereich den 
bedeutenden Schutzgütern gegenüber 
zurückstehen.

4. zu Ziffer 5: Bekanntgabe
Diese Allgemeinverfügung nebst Be-
gründung wird gemäß § 1 Sächsisches 
Verwaltungsverfahrens- und Verwal-
tungszustellungsgesetz (SächsVwVfZG) 
i. V. m. § 41 Abs. 3 Verwaltungsverfah-
rensgesetz (VwVfG) öffentlich bekannt 
gegeben, da eine Bekanntgabe an die 
Beteiligten aufgrund der Sachlage un-
tunlich ist. Die öffentliche Bekanntga-
be erfolgt gemäß §§ 1 SächsVwVfZG, 
41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. §§ 1 und 2 
der Satzung der Stadt Chemnitz über 
die Form der öffentlichen Bekanntma-
chung und der ortsüblichen Bekannt-
gabe (Bekanntmachungssatzung) vom 
5. Mai 2021 durch die öffentliche Be-
kanntmachung dieser Allgemeinverfü-
gung in der elektronischen Ausgabe des 
Amtsblattes der Stadt Chemnitz auf der 
Internetseite der Stadt Chemnitz unter 
www.chemnitz.de/amtsblatt.
Nach § 41 Abs. 4 VwVfG gilt bei der öf-
fentlichen Bekanntgabe eines schrift-
lichen Verwaltungsaktes dieser zwei 
Wochen nach der ortsüblichen Bekannt-
gabe als bekannt gegeben. Um der kon-
kreten Gefährdung für Leib und Leben 
entgegenzuwirken, wurde jedoch von 
der Möglichkeit des § 41 Abs. 4 Satz 4 
VwVfG Gebrauch gemacht und ein frü-
heres Bekanntgabedatum gewählt.
Die finale und spieltagsbezogene Ge-
fahrenprognose der Polizeidirektion 
Chemnitz lag der Kreispolizeibehör-
de erst in der 6. Kalenderwoche vor. 
Um die aktuelle konkrete Gefährdung 
umgehend zu verhüten, war es erfor-
derlich, die Allgemeinverfügung auf 
diesem Wege bekanntzugeben. Diese 
Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 
Abs. 4 Satz 4 VwVfG i. V. m. § 7 Abs. 1 
der Bekanntmachungssatzung am Tag 
nach der öffentlichen Bekanntmachung 
als bekannt gegeben.

III. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann 
innerhalb eines Monats nach ihrer öf-
fentlichen Bekanntgabe Widerspruch
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erhoben werden. Der Widerspruch ist 
schriftlich, in elektronischer Form nach 
§ 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes, schriftformersetzend 
nach § 3a Absatz 3 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes und § 9a Absatz 5 
des Onlinezugangsgesetzes oder zur 
Niederschrift bei der Stadt Chemnitz, 
Markt 1, 09111 Chemnitz, oder bei 
jeder anderen Dienststelle oder Bür-
gerservicestelle der Stadt Chemnitz 
einzulegen.
Wird der Widerspruch gemäß § 3a Ab-
satz 3 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes schriftformersetzend eingelegt, 
stehen folgende Möglichkeiten zur Ver-
fügung:

1. Verwendung des auf der Internetsei-
te von Amt 24 (www.amt24.sachsen.de) 
zur Verfügung gestellte Onlineantrages 
»Widerspruch einlegen« und Identifizie-
rung mittels eID
2. bei rechtsanwaltlicher Vertretung 
durch Einreichung über das besonde-
re Behördenpostfach (beBPo) »Stadt 
Chemnitz«.

Hinweise:
1. Verboten sind ferner alle Gegenstän-
de, die dem Waffengesetz oder dem 
Sprengstoffgesetz unterfallen. Beispiele 
hierfür sind Schusswaffen, Schlagringe, 
Totschläger, spitze Wurfsterne oder py-
rotechnische Erzeugnisse.

2. Gegenstände, auf die sich eine Straf-
tat nach § 31a SächsPBG bezieht, kön-
nen eingezogen werden. § 74a des Straf-
gesetzbuches gilt entsprechend.
3. Jede Person kann unentgeltlich Aus-
drucke des elektronischen Amtsblattes 
der Stadt Chemnitz während der allge-
meinen Öffnungszeiten erhalten. Ferner 
besteht die Möglichkeit der Zusendung 
von Ausdrucken gegen Kostenersatz 
des Versandes.

Chemnitz, den 6. Februar 2025

Knut Kunze
Bürgermeister


